
Verfällt bei Krankheit der Urlaub?
LESERFORUM Abgeltungsanspruch, Kündigung, Abfindung - Juristen beantworten Fragen zum Arbeitsrecht.
Bettina F., Dessau-Roßlau:
Können Sie mir bitte sagen, wie
es sich mit den Urlaubsansprüchen
bei langanhaltender Krankheit ver-
hält? Ich bin seit Juni 2016 krank.
Bis November 2017 bin ich noch
arbeitsbefreit, danach wieder ar-
beitsfähig. Habe ich noch Anspruch
auf den Resturlaub von 20 Tagen
aus 2016? Wie viele Urlaubstage
stehen mir 2017 zu?
Laut Rechtsprechung verfallen
gesetzliche Urlaubsansprüche
bei langer Krankheit immer am
31. März des übernächsten Jah-
res, also nach 15 Monaten nach
dem Ende des Urlaubsjahres,
wenn keine Genesung erfolgt.
Danach würde der Ihnen gesetz-
lich zustehende Urlaub 20 Ar-
beitstage bei einer Fünf-Tage-
Woche (24 Werktage bei einer
Sechs-Tage-Woche, dies sind vier
Wochen pro Jahr) betragen. Für
das Jahr 2016 und für das Jahr
2017 steht Ihnen daher der volle
Urlaubsanspruch zu. Sie können
und müssen an Ihrem ersten Ar-
beitstag im November Ihre Ur-
laubsansprüche aus 2016 und
2017 verlangen. Vorausgesetzt,
Ihre Arbeitsfähigkeit ist wieder
gegeben. Grundsätzlich muss der
Urlaub im laufenden Kalender-
jahr genommen werden.

Klaus W., Salzlandkreis:
Ich bin seit 2015 arbeitsunfähig er-
krankt. Mein Urlaubsanspruch pro
Jahr beträgt 26 Tage. Zum 31. Au-
gust 2017 wurde mir gekündigt.
Kann ich aus 2016 noch Urlaub gel-
tend machen?
Sie können aus 2016 noch Ihren
vollen Urlaubsanspruch von
26 Tagen erfolgreich geltend ma-
chen, da Sie durchgehend arbeits-
unfähig erkrankt sind. Für 2017
steht Ihnen ebenfalls der Ur-
laubsanspruch von 26 Tagen zu.
Da Sie 2017 in der zweiten Jah-
reshälfte aus dem Betrieb aus-
scheiden, haben Sie Anspruch
auf Ihren vollen Jahresurlaub.
Das besagt Paragraf 5 Bundes-
urlaubsgesetz (BUrlG).

Frank J., Naumburg:
Seit Mai 2016 bin ich krankge-
schrieben und werde per 31. Ok-
tober 2107 aus dem Betrieb aus-
scheiden. Laut Arbeitsvertrag habe
ich im Jahr 36 Tage Urlaub. Der
Betrieb will meinen Urlaubsan-
spruch auf insgesamt 42 Tage kür-
zen. Ist das zulässig?
Nach dem Gesetz ist kein Anlass
gegeben, Ihren Urlaubsanspruch
auf 42 Tage zu reduzieren. In
Ihrem Arbeitsvertrag könnte je-
doch wirksam eine besondere
Verfallsregelung zum Ende des
Kalenderjahres für die über den
gesetzlichen Urlaubsanspruch
hinausgehenden Urlaubstage
vereinbart worden sein. Ist in
Ihrem Arbeitsvertrag eine solche
Regelung nicht vorgesehen und
auch ein Tarifvertrag mit einer
diesbezüglichen Regelung nicht
anwendbar, besteht für 2016 kei-
ne Kürzungsberechtigung. Nur
wenn auf das Arbeitsverhältnis
ein Tarifvertrag mit einer Zwölf-
telungsregelung bei unterjähri-
gem Ausscheiden zur Anwendung
kommt, könnte sich der Urlaubs-
anspruch für das Jahr 2017 auf
10/12, das heißt auf 30 Tage re-
duzieren. Ist ein solcher Tarif-
vertrag nicht anwendbar, besteht
auch für das Jahr 2017 keine
Kürzungsmöglichkeit des vollen
Urlaubsanspruches, da Sie in der
zweiten Jahreshälfte ausschei-
den. Dies ist in Paragraf 7 BUrlG
geregelt.

Christine P., Wittenberg:
Ich bin seit April 2016 und noch
bis zum 6. November 2017 krank-
geschrieben. Ich möchte den Job
aus gesundheitlichen Gründen be-
enden. Mein Arbeitgeber will, dass
ich mich arbeitslos melde. Was
meinen Sie?
Richtig ist, dass die Agentur für
Arbeit die Entgeltzahlung in
Form von Arbeitslosengeld über-

„Einen
gesetzlichen
Anspruch auf
Abfindung gibt
es nicht.“

nimmt, wenn Sie nach den ma-
ximal 78 Wochen Krankengeld-
Zahlung von der Krankenkasse
weiterhin krank sind. Das Ar-
beitsverhältnis bleibt weiterhin
bestehen. Dieses sollten Sie auch
in keinem Fall kündigen. Vermei-
den Sie außerdem, einen Aufhe-
bungsvertrag zu unterschreiben.
In beiden Fällen könnte bei der
Zahlung von Arbeitslosengeld
die Sperrfrist greifen, wenn der
Arbeitsplatz ohne wichtigen
Grund von dem Arbeitnehmer
aufgegeben wurde. Sie könnten
lediglich vorab mit der Arbeits-
agentur klären, ob diese Ihre
krankheitsbedingten Gründe als
„wichtigen Grund“ zur Eigen-
kündigung anerkennen. Das
Sperrzeitproblem besteht nicht,
wenn der Arbeitgeber krank-
heitsbedingt kündigt. Erfah-
rungsgemäß scheuen viele Be-
triebe diesen Schritt jedoch, da
im Rahmen einer Kündigungs-
schutzklage dagegen vorgegan-
gen werden kann.

Karin S., Zeitz:
Ich arbeite in einem Betrieb, bin
aber von 2016 an bis Mai 2018 be-
fristete EU-Rentnerin. Kann ich
noch Urlaub geltend machen? Wie
sieht es aus, wenn ich ab Mai 2018
wieder arbeiten sollte?
Eine befristete EU-Rente führt
zum Ruhen des Arbeitsverhält-
nisses, nicht aber zur Beendigung
des Arbeitsverhältnisses. Da Ihre
EU-Rente bis Mai 2018 befristet
ist, sind Sie ab diesem Zeitpunkt
wieder arbeitsfähig und nehmen
Ihre Arbeit auf. Vom ersten Tag
Ihrer „Wiederarbeit“ an, können
Sie sowohl für das Jahr 2017 als
auch für das Jahr 2018 den vollen

Urlaubsanspruch geltend ma-
chen und auch nehmen. Der Ur-
laub aus dem Jahr 2016 ist am
31. März 2018 verfallen.

Bert S., Harzgerode:
Mit welcher Frist darf mir der Ar-
beitgeber kündigen? Ich bin jetzt
25 Jahre im Betrieb.
Bei 25-jähriger Betriebszugehö-
rigkeit beträgt die gesetzliche
Kündigungsfrist durch den Ar-
beitgeber sieben Monate zum
Monatsende, das besagt Paragraf
622 Bürgerliches Gesetzbuch
(BGB). Es sei denn, laut Tarif-
oder Arbeitsvertrag ist eine län-
gere Kündigungsfrist vereinbart.

Bärbel S., Wittenberg:
In unserer Rahmenarbeitsvertrags-
richtlinie steht, dass wir „bei Er-
reichen des gesetzlichen Renten-
alters“ aus dem Betrieb ausschei-
den. Ich möchte gern bis zu meiner
Regelaltersrente (65 Jahre plus
sechs Monate) arbeiten, könnte
aber auch schon vorher in eine
Rente ohne Abschlag gehen. Wann
endet nun das Arbeitsverhältnis?

Mit Erreichen des gesetzlichen
Renteneintrittsalters (65 Jahre
plus x Monate) oder bei einem vor-
zeitigen Rentenanspruch ohne Ab-
schlag?
Im Arbeitsvertrag kann wirksam
das Arbeitsvertragsende auf das
gesetzliche Rentenalter oder wie
bislang üblich schlicht auf das
Erreichen des 65. Lebensjahres
abgelegt werden. Seit der schritt-
weisen Anhebung der Regelal-
tersgrenze auf das 67. Lebensjahr
wird dies in den Arbeitsverträgen
so umgedeutet. Mit dieser Ar-
beitsvertragsformulierung ist es
nach der Rechtsprechung nicht
wirksam möglich, das Arbeits-
verhältnis bereits bei Erreichen
des Alters für eine abschlagsfreie
Rente für besonders langjährig
Versicherte (Paragraf 236 b
SGB VI) gegen den Willen des
Arbeitnehmers zu beenden. Da-
her endet Ihr Arbeitsverhältnis
erst nach Erreichen des gesetz-
lichen Renteneintrittsalters
(65 Jahre plus x Monate).

Michael T., Halle:
Die Abteilung, in der ich in einem
Betrieb in Halle arbeite, wird kom-
plett aufgelöst. Die Betriebsleitung
hat zugesagt, dass alle 16 Mitar-
beiter am Standort untergebracht
werden. Allerdings sollen jetzt vier
Beschäftigte doch in eine andere
Niederlassung versetzt werden.
Das trifft auch mich. Ich bin damit
nicht einverstanden, zumal ich eine
fünf Monate alte Tochter habe. Ich
arbeite seit zwei Jahren in der Fir-
ma mit mehreren hundert Beschäf-
tigten. Was kann ich tun?
Sie haben die Möglichkeit, die
Versetzung gerichtlich anzugrei-
fen. Der Arbeitgeber muss nach-

weisen, dass er die Auswahlent-
scheidung aus billigem Ermessen
getroffen hat. Es muss geprüft
werden, ob laut Arbeitsvertrag
die Versetzung in einen außer-
halb von Halle befindlichen Ort
überhaupt möglich ist oder aber,
ob hierfür eine Änderungskün-
digung erforderlich ist. Sie sollten
rechtliche Hilfe in Anspruch neh-
men.

Bernd K., Burgenlandkreis:
Mir ist zum 31. Dezember 2017 ge-
kündigt worden. Ich arbeite seit
mehr als 20 Jahren im Betrieb und
soll keine Abfindung bekommen.
Bestünde dennoch eine Chance
darauf? Der Betrieb hat mehr als
zehn Beschäftigte.
Einen gesetzlichen Anspruch auf
Abfindung gibt es nicht. Sie könn-
ten gegen die Kündigung klagen,
da das Kündigungsschutzgesetz
Anwendung findet und ein Kün-
digungsgrund vom Arbeitgeber
nachgewiesen werden muss.
Möglicherweise einigt man sich
im Ergebnis einer Kündigungs-
schutzklage auf einen Vergleich,
der eine Abfindung beinhaltet,
wenn die Kündigung unberech-
tigt ist, weil kein betriebsbeding-
ter oder krankheitsbedingter
oder verhaltensbedingter Kün-
digungsgrund besteht. Allerdings
muss die Kündigung innerhalb
von drei Wochen ab Zugang vor
dem Arbeitsgericht mit einer
Kündigungsschutzklage angegrif-
fen werden. Nach Ablauf der Frist
kann die Kündigung nicht mehr
erfolgreich mit einer Kündi-
gungsschutzklage angegriffen
werden.
Kornelia Noack und Dorothea Reinert
notierten Fragen und Antworten.

Zum Thema Arbeitsrecht haben am Telefon Auskunft gegeben:

Alltagshilfe: In jeder Woche gibt
das Ratgeber-Team Lesern die Ge-
legenheit, Fachleuten zu einem
Thema Fragen zu stellen. Die inter-
essantesten Fragen werden mon-
tags an dieser Stelle veröffentlicht.

Zum Nachlesen gibt es die Leserfo-
ren auf der MZ-Internetseite. Dort
finden Sie auch die Themen für die
nächsten Telefonaktionen.
›› www.mz-web.de/leserforum

Beim Leserforum geht es am
Donnerstag von 10 bis 12 Uhr
um Führerschein und MPU
(„Idiotentest“). Gilt mein DDR-
Führerschein noch? Muss ich
ihn in den EU-Kartenführer-
schein umtauschen und was
kostet das? Was ist der Unter-
schied von Fahrverbot und
Fahrerlaubnisentzug? Ab wie
vielen Punkten muss ich zu ei-
ner MPU? Auskunft geben Ulri-
ke Andrae, Leiterin der Begut-
achtungsstelle für Fahreignung
der Dekra in Halle, und Klaus
Hammer von der halleschen
Fahrerlaubnisbehörde.
›› Rufen Sie an: 0345/560 82 18
und -560 80 19

Nächstes Thema

Urlaub auch in
der Probezeit
Arbeitnehmer dürfen auch wäh-
rend der Probezeit in die Ferien
fahren. Ein grundsätzliches Ur-
laubsverbot gibt es währenddes-
sen nicht, sagt Arbeitsrechts-Ex-
pertin Britta Beate Schön in der
Zeitschrift „Unicum Beruf“. Das
gilt auch, wenn der Arbeitgeber
während der Probezeit kündigt:
Er muss dann den zustehenden
Resturlaub gewähren. Allerdings
haben Beschäftigte in den ersten
sechs Monaten noch keinen An-
spruch auf ihren gesamten Jah-
resurlaub - unabhängig davon, ob
es eine Probezeit gibt oder nicht.
Stattdessen erwerben sie mit je-
dem Monat nur ein Zwölftel der
Gesamtmenge. Wer 24 Tage Ur-
laub im Vertrag stehen hat, darf
nach zwei Monaten also erst vier
davon nehmen.

ANSPRUCH

Bei Abfindung
Frist einhalten
Ein Arbeitgeber muss Stellen ein-
sparen und bietet allen Mitarbei-
tern Abfindungen an, wenn sie ge-
hen: Wichtig ist in diesem Fall,
nicht vor der geltenden Kündi-
gungsfrist zu gehen, wenn man die
Abfindung annimmt. Darauf weist
Hans-Georg Meier hin, Fachan-
walt für Arbeitsrecht aus Berlin.
Das könne unter Umständen eine
Sperrzeit oder Kürzung beim Ar-
beitslosengeld nach sich ziehen.

Denn Arbeitnehmer sind
grundsätzlich dazu verpflichtet,
nichts dazu beizutragen, dass sie
ihren Job verlieren. Wenn man
die Firma vor der geltenden Kün-
digungsfrist verlässt und vorzeitig
ausscheidet, liegt die Vermutung
nahe, dass man selbst etwas zum
Verlust des Jobs beigetragen hat.

KÜNDIGUNG

Wegbleiben
geht nicht
Der Arbeitgeber darf nur unter
bestimmten Umständen eine Ver-
setzung anordnen. Wer seine Ab-
teilung oder den Arbeitsort nicht
wechseln möchte, sollte das vor
Gericht anfechten, rät Fachanwalt
Alexander Bredereck. Dennoch
sollten Arbeitnehmer - zunächst
unter Vorbehalt - am neuen Ar-
beitsplatz erscheinen. „Wenn man
das nicht macht, dann ist das eine
Art Arbeitsverweigerung, und der
Arbeitgeber könnte kündigen.“
Den Arbeitgeber sollten Betroffe-
ne vorab darüber informieren,
dass sie die Entscheidung gericht-
lich überprüfen lassen werden.

Dabei spielt zunächst die For-
mulierung im Arbeitsvertrag eine
Rolle: Darf der Arbeitnehmer
überall deutschlandweit einge-
setzt werden - oder steht darin ein
fester Arbeitsort? Dann muss der
Chef die Versetzung angemessen
begründen. Zuletzt prüft das Ge-
richt, ob die Versetzung für den
Mitarbeiter zumutbar ist.

VERSETZUNG

Ein Blick in das Arbeitsgesetz kann helfen, Unklarheiten zu beseitigen. Es enthält Regelungen unter anderem zu Urlaubstagen, Zeugnis und Pausen. FOTOS: DPA/NOACK (3)
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